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Preußiſche Geferfumm " 


Jahr; gang 1924 Nr. 29. 


8 Verordnung zur Anderung der Verordnung vom 15. November 1899, betreffend das Verwaltungszwangsverfahren wegen 
jubalt: 900 g. der a j 

Beitreibung von Geldbeträgen, S. 209. — Ausführungsverordnung zur Verordnung über die Fürſorgepflicht vom 
13. Februar 1924, S. 210. — Verordnung zur Anderung des Gewerbe- und Handelslehrer-Dienſteinkommensgeſetzes, S. 219. — 

5 9 3 

Zweite Ausführungsverordnung des Miniſters für Volkswohlfahrt zum Geſetz über Mieterſchutz und Mieteinigungsämter vom 
1. Juni 1923, S. 220. — Verordnung über die Anwendung der Vorſchriften der §§ 8, 9 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes 
auf die Vergütung für die Berufstätigkeit der rheiniſchen Notare, S. 220. 


(Mr. 12824.) Verordnung zur Anderung der Verordnung vom 15. Nover über 1899, betreffend das 


Verwaltungszwangs verfahren wegen Beitreibung von Geldbeträge. 1 12. April 1924. 
Auf Grund des § 5 des Ausführungsgeſetzes zur Zivilprozeßordnung in dae dit Artikel Sir der 
Verfaſſung wird verordnet, was folgt: 0 En 
Artikel 1. 5 { 

Die Verordnung zur Anderung der Verordnung vom 15. November 1899, betreffend das Verwal ings⸗ 
zwangsverfahren wegen B Seitveibung. von Geldbeträgen (Geſetzſamml. S. 545) in der Faſſung der Veror s 
vom 16. Mai 1923 (Geſetzſamml. S. 271) wird wie folgt geändert: 

1. Im $ 51 Abſ. 2 werden N 5 
a) im Satz 1 die Worte „das Doppelte der Briefgebühr (§ 59)“ erſetzt durch die Worte 
„zwanzig Goldpfennig“) . * 
b) im Satz 2 die Worte „das Dreifache der Briefgebühr ($ 59)“ erſetzt durch die Worte | 
„dreißig Goldpfennig“. 
2. Im $ 56 werden YA 
a) im Abſ. 1 die Worte „das Sechsfache der Briefgebühr ($ 59)" erſetzt durch die Worte I 
„ſechzig Goldpfennnig“; N 
b) im Abſ. 4 Nr. 2 die Worte „das Dreifache der Briefgebühr G 59)“ erſetzt durch die 
Worte „dreißig Goldpfennig“. 
3. Im $ 57 werden 
a) im Abf. 1 die Worte „das Sechsfache der Briefgebühr ($ 59)“ erſetzt durch die Worte 
„ſechzig Goldpfennig“; : 
b) im Abſ. 4 die Worte „das Dreifache der Briefgebühr (§ 59)“ erſetzt durch die Worte 
„dreißig Goldpfennig“. i 
4. Im 8 58 Abſ. 1 werden die Worte „das Doppelte der Briefgebühr (§ 59,“ jeweils erſetzt 
durch die Worte „zwanzig Goldpfennig“. 5 


1 


Der $ 59 wird geſtrichen. - = 
6. Im 8 60 erhält 
a) Abſ. 1 Sd folgende Faſſung „Der Berechnung der Gebühren wird der Geſamtgold⸗ 
wert der Beträge zugrunde gelegt, derentwegen gemahnt oder vollſtreckt wird“; 
Geſetzſammlung 1924. (Nr. 1282412828.) 38 
Ausgegeben zu Berlin den 23. April 1924. 


A. 


e 


0 


b) Abſ. 2 folgende Faſſung „Zur Berechnung der Gebühren wird der nach Abf. 1 maß⸗ 
gebende Goldwert auf volle Mark nach unten abgerundet“. 


7. Als § 64a wird folgende Vorſchrift eingefügt: 


§ 64a. 

Auf die Umrechnung eines Reichsmarkbetrags in einen Goldmarkbetrag und umgekehrt 
finden die Vorſchriften der Goldabgabenverordnung vom 18. Januar 1924 (Geſetzſamml. S. 40) 
Anwendung. 

Der Geſamtbetrag der Koſten (Gebühren und Auslagen), der von einem Schuldner zu 
entrichten iſt, wird auf den nächſten durch fünf teilbaren Goldpfennigbetrag nach unten abgerundet. 


Er Artikel 2. 
Be Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage in Kraft, der auf ihre Verkündung in der Geſetzſammlung folgt. 
; Berlin, den 12. April 1924, 


(Siegel) 0 Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


1 5 Braun. v. Richter. 
10 20,01. 1 10 7 55 ! 
ai, ag] 


ührungsverordnung zur Verordnung über die Fürſorgepflicht vom 13. Februar 1924 
eichsgeſetzbl. 1 S. 100). Vom 17. April 1924. 


Staatsminiſterium erläßt gemäß Artikel 55 der Verfaſſung in Ülbereinſtimmung mit dem Ständigen 


ſchuſſe des Landtages die folgende Verordnung mit Geſetzeskraft: 


Sl: 
(1) Bezirksfürſorgeverbände find die Stadt- und Landkreiſe (Amtsbezirke in Hohenzollern) und die Stadt- 


* 


SE | gemeinde Berlin, Landesfürſorgeverbände find die Provinzialverbände, und zwar in Schleswig-Holſtein ein⸗ 
4 | schließlich der Inſel Helgoland, in der Provinz Heſſen⸗Naſſau die Bezirksverbände Wiesbaden und Caſſel, der 
55 Landeskommunalverband der Hohenzollernſchen Lande und die Stadtgemeinde Berlin. 

ER (2) Die Provinzialverbände Nieder- und Oberſchleſien bilden bis zu der gemäß § 5 des Geſetzes vom 
5 50 14. Oktober 1919 (Geſetzſamml. S. 169) vorzunehmenden Auseinanderſetzung einen gemeinſamen Landesfür⸗ 
i . ſorgeverband. 

5 (3) Der Lauenburgiſche Landeskommunalverband hat bis zu ſeiner Vereinigung mit dem Provinzial⸗ 
verbande der Provinz Schleswig-Holſtein die Rechte und Pflichten eines Landesfürſorgeverbandes. 


8.2. 
Die Aufgaben der Landes- und Bezirksfürſorgeverbände werden von den durch die Gemeindeverfaſſungs⸗ 
5 geſetze beſtimmten Organen der Gemeinden und Gemeindeverbände als Selbſtverwaltungsangelegenheiten 
N durchgeführt. 
f 8 3. 


Soweit in dieſer Verordnung nicht anderes beſtimmt it, find die aus der Verordnung über die Fir 
ſorgepflicht vom 13. Februar 1924 (Reichsgeſetzbl. I S. 100) ſich ergebenden öffentlich rechtlichen Fürſorgeauf— 
gaben hinſichtlich der Perſonen, für die ein Bezirksfürſorgeverband endgültig verpflichtet iſt, endgültig von 
dieſem, ſonſt von dem Landesfürſorgeverbande zu erfüllen. 

(1) Sind Preußen oder ſtaatloſe ehemalige Preußen bei freiwilligem oder erzwungenem Übertritt aus 


dem Auslande hilfsbedürftig oder werden ſie es binnen einem Monat nachher und iſt ein Bezirksfürſorge⸗ 
verband, in dem der Hilfsbedürftige innerhalb des letzten Jahres vor dem Austritt aus dem Reichsgebiete 
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zuletzt ſeinen gewöhnlichen Aufenthalt gehabt hat, nicht zu ermitteln oder hat die Abweſenheit aus dem Reichs⸗ 
gebiete länger als ein Jahr gedauert, ſo iſt der Landesfürſorgeverband zur Fürſorge endgültig verpflichtet, 
innerhalb deſſen der hilfsbedürftige Preuße oder der hilfsbedürftige ftaatlofe ehemalige Preuße oder ſein letzter 
nachweisbarer preußiſcher Vorfahre geboren ift; iſt ein ſolcher Landesfürſorgeverband nicht zu ermitteln, fo 
iſt der Landesfürſorgeverband endgültig verpflichtet, in deſſen Bezirk der Hilfsbedürftige ſich bei Eintritt der 
Hilfsbedürftigkeit befindet. Die endgültige Verpflichtung zur Fürſorge gilt für Ehefrauen und minderjährige 
Kinder, auch wenn dieſe die preußiſche Staatsangehörigkeit nicht beſeſſen haben. \ 

(2) Sind Perſonen, für die das Land Preußen durch die Reichsregierung oder die von ihr beſtimmte 
Stelle für endgültig verpflichtet erklärt worden iſt, bei freiwilligem oder erzwungenem Übertritt aus dem 
Auslande hilfsbedürftig oder werden ſie es binnen einem Monate nachher und iſt ein Bezirksfürſorgeverband, 
in dem der Hilfsbedürftige innerhalb des letzten Jahres vor dem Austritt aus dem Reichsgebiete zuletzt ſeinen 
gewöhnlichen Aufenthalt gehabt hat, nicht zu ermitteln oder hat die Abweſenheit aus dem Reichsgebiete länger 
als ein Jahr gedauert, fo iſt der Landesfürſorgeverband endgültig verpflichtet, in deſſen Bezirk der Hilfs⸗ 
bedürftige ſich bei Eintritt der Hilfsbedürftigkeit befindet. Die Verpflichtung zur Fürſorge für ſtaatloſe che 
malige Deutſche gilt für Ehefrauen und minderjährige Kinder, auch wenn dieſe die Reichsangehörigkeit nicht 
befeffen haben, diejenige für ſtaatloſe Perſonen deutſcher Abkunft auch für Ehefrauen nichtdeutſcher Abkunft. 
Der K für Volkswohlfahrt erläßt die Beſtimmungen über die Anforderung der vom Reiche zu erſtat⸗ 
tenden Koſten. 

(3) Eine vorſchußweiſe Zahlung der aufzuwendenden Koſten findet durch den Landesfürſorgeverband, 
dem der vorläufige fürſorgepflichtige Bezirksfürſorgeverband angehört, im Falle des Abſ. 1 Satz! nicht ſtatt. 


85. 

Hinſichtlich der endgültigen Verpflichtung zur Fürſorge finden die Beſtimmungen der Verordnung über 
die Fürſorgepflicht auch auf Ausländer Anwendung. Tritt die Hilfsbedürftigkeit binnen einem Monate nach 
dem Übertritt aus dem Auslande hervor, ſo iſt der Landesfürſorgeverband endgültig verpflichtet, in deſſen 
Bezirk der Hilfsbedürftige ſich bei Eintritt der Hilfsbedürftigkeit befindet. 


§ 6. 

(1) Die Landesfürſorgeverbände find verpflichtet, für Bewahrung, Kur und Pflege der hilfsbedürftigen 
Geiſteskranken, Idioten, Epileptiſchen, Taubſtummen, Blinden und Krüppel, ſoweit ſie der Anſtaltspflege 
bedürfen, in geeigneten Anſtalten Fürſorge zu treffen. Bei Minderjährigen umfaßt dieſe Fürſorge auch die 
Erziehung und die Erwerbsbefähigung. 

(2) Verpflichtet zur Aufnahme und Bewahrung, zur Gewährung der Kur und Pflege iſt zunächſt der⸗ 
jenige Landesfürſorgeverband, welchem der vorläufig fürſorgepflichtige Bezirksfürſorgeverband angehört. 

(3) Dieſer Landesfürſorgeverband kann die Übernahme des Hilfsbedürftigen ſowie den Erſatz der auf 
gewendeten Verpflegungs- und Überführungskoſten von demjenigen Landesfürſorgeverband verlangen, dem der 
endgültig fürſorgepflichtige Bezirksfürſorgeverband angehört. 


87. 
(1) Die allgemeinen Verwaltungskoſten der Anftalten und die Koſten der von der Anftalt ſelbſt bewirkten 
Beerdigung trägt der Landesfürſorgeverband. n 
f (2) Der Landesfürſorgeverband iſt berechtigt, vorbehaltlich anderweitiger Vereinbarung Erſatz der ſonſtigen 
Koſten von dem endgültig fürſorgepflichtigen Bezirksfürſorgeverband zu verlangen. 
(3) Unberührt bleiben alle auf beſonderen geſetzlichen Beſtimmungen oder Titeln beruhenden Verpflichtungen. 


8 8. 
Die Beſtimmungen über die Aufnahme und Entlaſſung der Anſtaltspflegebedürftigen ſowie über die 
1 dE zu erſtattenden Koſten werden in Reglements getroffen, welche der Genehmigung der zuſtändigen Miniſter 
unterliegen. 

8 9. 


Die Landesfürſorgeverbände ſind ferner befugt, die Fürſorge für Sieche unmittelbar zu übernehmen. 
38* 
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N § 10. i 
(1) Die Aufgaben der Hauptfürſorgeſtellen und Fürſorgeſtellen nach der Verordnung über die ſoziale 
Fürſorge für Kriegsbeſchädigte und Kriegshinterbliebene vom 8. Februar 1919 (Reichsgeſetzbl. S. 187) werden; 
von den Behörden der Landes- und Bezirksfürſorgeverbände wahrgenommen. ö 
(2) Die nach dem Geſetz über die Beſchäftigung Schwerbeſchädigter in der Faſſung vom 12. Januar 1923 
(Reichsgeſetzbl. I S. 57) den Hauptfürforgeftellen übertragenen Aufgaben werden den Landesfürſorgeverbänden 
übertragen. Dieſe können beſondere Schwerbeſchädigtenausſchüſſe bei den Bezirksfürſorgeverbänden bilden. 
Die zurzeit beſtehenden Schwerbeſchädigtenausſchüſſe bleiben beſtehen. In Zukunft ſind für die Berufung 
ihrer Mitglieder, ſoweit ihre Beſtellung auf Vorſchlag des Beirats der Hauptfürſorgeſtellen oder Fürſorgeſtellen 
oder der Gruppenvertreter im Beirat erfolgte, die von den Wirtſchaftsorganiſationen der Unternehmer ſowie 
von den Kriegsbeſchädigten- und Kriegshinterbliebenenvereinigungen eingereichten Vorſchlagsliſten maßgebend.. 
a (3) Die von den Kriegsbeſchädigten- und Kriegshinterbliebenenvereinigungen eingereichten Vorſchlagsliſten 
ſind auch maßgebend, ſoweit nach dieſer Verordnung ſonſt die Heranziehung von Kriegsbeſchädigten oder 
Kriegshinterbliebenen zu erfolgen hat. a a 
§ 11. N 
(1) Die Landesfürſorgeverbände find befugt, die ihrer Fürſorge geſetzlich anheimfallenden Perſonen dem— 
jenigen Bezirksfürſorgeverbande gegen Entſchädigung zu überweiſen, welcher nach § 7 der Verordnung über die 
Fürſorgepflicht vom 13. Februar 1924 zur vorläufigen Fürſorge verpflichtet iſt. f 
(2) Die Landesfürſorgeverbände find verpflichtet, in ihren, für die Unterkunft Hilfsbedürftiger beſtimmten 
Häuſern, ſoweit es der Raum geftattet, gegen Entſchädigung die der Fürſorge der Bezirksfürſorgeverbände 
geſetzlich anheimfallenden Perſonen auf Antrag dieſer Verbände aufzunehmen. 


22 


8.12. 5 ; 

Der Miniſter für Volkswohlfahrt iſt berechtigt, für ſolche bei der öffentlichen Fürſorge häufiger vor⸗ 
kommenden Aufwendungen, deren täglicher oder wöchentlicher Betrag ſich in Pauſchſätzen feſtſtellen läßt, nach 
Anhörung des Verwaltungsorgans der Landesfürſorgeverbände Tarife aufzuſtellen und öffentlich bekannt zu. 
machen. Die Erſtattungsforderungen eines Fürſorgeverbandes dürfen die Tarifſätze nicht überſteigen. Bei 
den gegenwärtig in Geltung ſtehenden Tarifen bewendet es, bis ſie in vorgedachter Weiſe abgeändert werden. 


§ 13. 
(1) Die Landesfürſorgeverbände find verpflichtet, denjenigen ihrem Bezirk angehörigen Bezirksfürſorge⸗ 
verbänden eine Beihilfe zu gewähren, welche den ihnen obliegenden Verpflichtungen zu genügen unvermögend ſind. 
(2) Die Beihilfe kann in Geld oder mittels Bereitſtellung von Pflegeanſtalten oder in ſonſt geeigneter 
Weiſe erfolgen. 
5 $ 14. 
Die Landesfürſorgeverbände und die Bezirksfürſorgeverbände find befugt, den durch die Fürſorgepflicht 
entſtehenden Aufwand nach den Vorſchriften des Kommunalabgabenrechts auf die Glieder des Verbandes 
unterzuverteilen, ſoweit der Aufwand nicht durch eigene Einnahmen des Fürſorgeverbandes gedeckt wird. 


815. 

(1) Die Durchführung der den Landkreiſen als Bezirksfürſorgeverbände obliegenden Fürſorgeaufgaben, 
insbeſondere die Annahme der Anträge, die Eutſcheidung über die Anträge und die Durchführung der Fürſorge⸗ 
maßnahmen ſowie die einftweiligen Maßnahmen in dringenden Notfällen, kann durch Beſchluß des Kreis— 
ausſchuſſes den kreisangehörigen Gemeinden und engeren Gemeindeverbänden (rheiniſchen Landbürgermeiſtereien, 
weſtfäliſchen Amtern und Kirchſpiellandgemeinden in den Kreiſen Norderdithmarſchen, Süderdithmarſchen und 
Huſum) ganz oder teilweiſe übertragen werden. 

(2) Kreisangehörige Gemeinden und engere Gemeindeverbände von mehr als als 10 000 Einwohnern 
und in der Provinz Hannover die ſelbſtändigen Städte (§ 27 Abſ. 1 der Kreisordnung für die Provinz 
Hannover) ſowie die Bezirke der Stadtgemeinde Berlin können die Übertragung der Durchführung von 
Fürſorgeaufgaben beantragen. Dem Antrag iſt zu entſprechen, ſoweit nicht die Durchführung durch den 
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Bezirksfürſorgeverband ſelbſt für eine wirtſchaftlich geſunde Erfüllung der Fürſorgeaufgaben erforderlich iſt. 
Im Streitfall entſcheidet der Bezirksausſchuß endgültig darüber, ob und in welchem Umfange die Durch⸗ 
führung von Fürſorgeaufgaben zu übertragen iſt. 8 5 

(3) Die Durchführung der kreisangehörigen Gemeinden oder engeren Gemeindeverbänden übertragenen 
Fürſorgeaufgaben liegt den durch die Gemeindeverfaſſungsgeſetze beſtimmten Organen ob. 

(4) Die im Abf. 2 genannten Gemeinden und engeren Gemeindeverbände können beanſpruchen, daß ſie 
die ihnen zur Durchführung übertragenen Fürſorgeaufgaben ſelbſtändig unter eigener Verantwortung ver⸗ 
walten. Im übrigen wird die Verantwortung des Landkreiſes für die Erfüllung der Fürſorgeaufgaben durch 
die Übertragung der Durchführung nicht berührt. 


§ 16. 

(1) Im Falle der Übertragung der Durchführung gemäß § 15 kann zur Sicherung einer einheitlichen 
Durchführung der Fürſorgeaufgaben innerhalb des Bezirksfürſorgeverbandes der Kreisausſchuß im Rahmen 
der gemäß § 6 der Verordunng über die Fürſorgepflicht erlaſſenen Beſtimmungen des Landes Richtlinien 
aufſtellen, die für die kreisangehörigen Gemeinden und engeren Gemeindeverbände verbindlich ſind. 

(2) Der Kreisausſchuß iſt befugt, den für die Durchführung der Fürſorgeaufgaben in den einzelnen 
Gemeinden und engeren Gemeindeverbänden zuſtändigen Organen Weiſungen hinſichtlich der Art und Weiſe 
der Durchführung zu erteilen. Steht die von den zuſtändigen Organen der Gemeinde oder des engeren 
Gemeindeverbandes erlaſſene Entſcheidung mit einer ſolchen Weiſung in Widerſpruch, fo kann der Kreisaus— 
ſchuß die Entſcheidung abändern; er muß fie abändern, wenn fie das Geſetz verletzt. Fade 

(3) In den Fällen des § 15 Abf. 4 findet Abſ. 2 keine Anwendung. 5 3 

(4) Wird den Gemeinden oder den engeren Gemeindeverbänden die Durchführung von Fürſorgegufgaben 
übertragen, ſo hat der Bezirksfürſorgeverband ihnen einen Betrag zur Verfügung zu ſtellen, welcher nach 
den bisherigen Erfahrungen zur Deckung von drei Vierteln der durch die übertragenen Aufgaben entſtehenden 
Ausgaben ausreicht. Dieſer Betrag wird bis zum 1. April 1925 halbjährlich, vom 1. April 1925 ab für 
jedes Rechnungsjahr feſtgeſetzt. Kommt eine Vereinbarung nicht zuſtande, ſo entſcheidet der Bezirksausſchuß 
endgültig. Die durch den zur Verfügung geftellten Betrag nicht gedeckten Koſten der übertragenen Fürſorge⸗ 
aufgaben find von den Gemeinden und engeren Gemeindeverbänden ſelbſt aufzubringen, 8 


17. 
Auf die ſelbſtändigen Gutsbezirke finden die Vorſchriften für Landgemeinden Anwendung. 


. 


s 18. 
(1) Bei der Aufſtellung von Grundſätzen und Richtlinien, die die Durchführung der ſozialen Fürſorge 
für Kriegsbeſchädigte und Kriegshinterbliebene und die ihnen auf Grund der Verſorgungsgeſetze Gleich— 
ſtehenden zum Gegenſtande haben, haben die Fürſorgeverbände einen Beirat zuzuziehen. Dieſem müſſen. 
mindeſtens zwei Vertreter der Kriegsbeſchädigten und Kriegshinterbliebenen angehören, ihre Zahl muß gleich! 
der der übrigen Mitglieder ſein. f > 
(2) Inwieweit im übrigen bei der Feſtſetzung von Art und Höhe der Fürſorgeleiſtungen Perſonen aus 

dem Kreiſe der Fürſorgeempfänger heranzuziehen ſind, richtet ſich nach den bisherigen Beſtimmungen. 


$ 19. 3 
Die Verbände und Einrichtungen der freien Wohlfahrtspflege find in möglichſt weitem Umfange bei 
der Fürſorge zu beteiligen. 
8 20. ö 
() Anträge auf Fürſorge können nur nach Maßgabe der nachſtehenden Beſtimmungen verfolgt werden. 
Anträge können ſowohl bei dem Gemeindevorſtande des Aufenthaltsorts als auch bei dem Bezirksfürſorge⸗ 
verbande ſchriftlich oder mündlich geſtellt werden. Die den Antrag entgegennehmende Stelle hat ihn an die 
für die Entſcheidung über den Antrag zuſtändige Stelle unverzüglich weiter zu leiten. ar 
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(2) Gegen Verfügungen von Bezirksfürſorgeverbänden, auch im Falle des § 16 Abſ. 2, darüber, ob, in 
welcher Höhe und in welcher Weiſe Fürſorge zu gewähren iſt, ſteht den Fürſorgeſuchenden der Einſpruch zu. 
Der Eiuſpruch iſt bei derjenigen Stelle anzubringen, die die Verfügung erlaſſen hat. Gegen die Zurück⸗ 
weiſung des Einſpruchs ſteht dem Fürſorgeſuchenden binnen 2 Wochen die Beſchwerde an den Bezirksausſchuß 
zu, welcher endgültig beſchließt. 

(3) Gegen Verfügungen von Gemeinden oder engeren Gemeindeverbänden, denen die Entſcheidung über 
die Anträge oder die Durchführung der Fürſorge gemäß § 15 übertragen iſt darüber, ob, in welcher Höhe 
und in welcher Weiſe Fürſorge zu gewähren iſt, ſteht den Fürſorgeſuchenden der Einſpruch zu. Gegen die 
Zurückweiſung des Einſpruchs ſteht dem Fürſorgeſuchenden binnen 2 Wochen die Beſchwerde an das zuſtändige 
Organ des Bezirksfürſorgeverbandes zu, welches endgültig beſchließt. Falls es ſich um eine Stadt von mehr 
als 10 000 Einwohnern oder in der Provinz Hannover um eine der ſelbſtändigen Städte (§ 27 Abſ. 1 der 
Kreisordnung für die Provinz Hannover) handelt, iſt für die Entſcheidung über die Beſchwerde der Bezirks- 
ausſchuß zuſtändig, welcher endgültig beſchließt. 

(4) Gegen Verfügungen der Landesfürſorgeverbände Stadtgemeinde Berlin und Landeskommunalverband 
Lauenburg darüber, ob, in welcher Höhe und in welcher Weiſe Fürſorge zu gewähren iſt, ſteht den Fürſorge— 
ſuchenden der Einſpruch zu. Gegen die Zurückweiſung des Einſpruchs ſteht dem Fürſorgeſuchenden binnen 
zwei Wochen die Beſchwerde an den Bezirksausſchuß zu, der endgültig beſchließt. 

(5) Gegen Verfügungen der ſonſtigen Landesfürſorgeverbände darüber, ob, in welcher Höhe und in 
welcher Weiſe Fürſorge zu gewähren iſt, ſteht nur, ſofern es ſich um eine Maßnahme der ſozialen Fürſorge 
für Kriegsbeſchädigte und Kriegshinterbliebene und der ihnen auf Grund der Verſorgungsgeſetze Gleichſtehenden 
handelt, den Fürſorgeſuchenden der Einſpruch zu, über den der Landesdirektor (Landeshauptmann), in den 
Hohenzollernſchen Landen der Vorſitzende des Landesausſchuſſes, unter Zuziehung mindeſtens zweier Vertreter 
der Kriegsbeſchädigten und Kriegshinterbliebenen und der gleichen Anzahl Mitglieder des Provinzial (Landes⸗ 
Ausſchuſſes endgültig beſchließt. Sämtliche an der Eutſcheidung Mitwirkenden haben volles Stimmrecht. 


(6) Der Einſpruch iſt in allen Fällen bei derjenigen Stelle anzubringen, die die Verfügung erlaſſen 
hat. Der zurückweiſende Beſcheid iſt mit Gründen zu verſehen. 


(7) Sofern es ſich um eine Maßnahme der ſozialen Fürſorge für Kriegsbeſchädigte und Kriegshinter⸗ 
bliebene oder ihnen auf Grund der Verſorgungsgeſetze Gleichſtehende handelt, haben mindeſtens zwei Vertreter 
der Kriegsbeſchädigten oder Kriegshinterbliebenen mit vollem Stimmrechte mitzuwirken bei der Entſcheidung 

J. über den Einſpruch gegen Verfügungen 

a) der Bezirksfürſorgeverbände (Abſ. 2), 

b) der Städte mit mehr als 10 000 Einwohnern oder der ſelbſtändigen Städte in der Provinz 
Hannover, . 

e) der Landesfürſorgeverbände Stadtgemeinde Berlin und Landeskommunalverband Lauenburg 
(Abſ. 4), 

2. über die Beſchwerde gegen Verfügungen von Gemeinden oder engeren Gemeindeverbänden, denen 
die Entſcheidung über die Anträge oder die Durchführung der Fürſorge gemäß § 16 übertragen 
iſt (Abſ. 3 Satz 1), ſoweit es ſich nicht um eine Stadt von mehr als 10000 Einwohnern oder 
eine ſelbſtändige Stadt der Provinz Hannover handelt. a 


§ 21. 

(i) Wer infolge feines ſittlichen Verſchuldens der öffentlichen Fürſorge ſelbſt anheimfällt oder einen 
Unterhaltsberechtigten im Sinne des § 20 der Verordnung über die Fürſorgepflicht anheimfallen läßt, kann, 
wenn er Arbeit beharrlich ablehnt oder ſich der Unterhaltspflicht beharrlich entzieht, auch gegen ſeinen Willen 
auf Antrag des vorläufig oder endgültig verpflichteten Fürſorgeverbandes durch Beſchluß des Bezirksausſchuſſes 
für die Dauer ſeiner oder des Unterhaltsberechtigten Fürſorgebedürftigkeit in einer öffentlichen Arbeitsanſtalt 
oder in einer ſtaatlich als geeignet anerkannten Privatanſtalt untergebracht werden. Der Untergebrachte iſt 
verpflichtet, für Rechnung des Fürſorgeverbandes die ihm angewieſenen Arbeiten nach dem Maße ſeiner Kräfte 
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zu verrichten. Die Unterbringung erfolgt nicht: 
wenn die Fürſorgebedürftigkeit nur durch vorübergehende Umſtände verurſacht iſt , 
wenn der Unterzubringende nicht arbeits⸗ oder erwerbsfähig it; 
wenn er entſprechend feiner Arbeits- und Erwerbsfähigkeit zum Unterhalt von Verwandten bei⸗ 
trägt, die vor dem der Fürſorge Auheimgefallenen unterhaltsberechtigt find; 
4. wenn die Unterbringung mit erheblichen, den Umſtänden nach nicht gerechtfertigten Härten oder 
Nachteilen für das Fortkommen des Unterzubringenden verbunden ſein würde. 

(2) Anſtatt der Unterbringung in einer Arbeitsanſtalt kann auch die Einweiſung in eine Erziehungs⸗ 
oder Heilanſtalt (insbeſondere auch Trinkerheilanſtalt) angeordnet werden, in welcher Gelegenheit gegeben iſt, 
den Eingewieſenen mit angemeſſener Arbeit zu beſchäftigen. 


§ 22. 

Zuſtändig für den Erlaß der Beſchlüſſe gemäß § 21 iſt die für den Aufenthaltsort des Unterzubringenden 
oder eines unterſtützten Unterhaltsberechtigten zuſtändige Beſchlußbehörde. it zur Fürſorge für den Unter⸗ 
zubringenden ein Landesfürſorgeverband endgültig verpflichtet, ſo kann die Beſchlußbehörde die Eutſcheidung 
an die für den Sitz des Landesfürſorgeverbandes zuſtändige Behörde überweiſen. Sie iſt hierzu auf Antrag 
des Landesfürſorgeverbandes verpflichtet. 


S 


: § 23. 

(1) Die Entſcheidung des Bezirksausſchuſſes ergeht auf Grund mündlicher Verhandlung. Sie iſt mit 
Gründen zu verſehen. Vor der Entſcheidung iſt der Unterzubringende, gegen den das Verfahren ſich richtet, 
zu hören, ſoweit dies nicht durch beſondere Umſtände ausgeſchloſſen iſt. Das Beſchlußverfahren kann ſo 
lange ausgeſetzt werden, bis über die Klage des Unterzubringenden, der feine Unterhaltspflicht beſtreitet, im 
ordentlichen Rechtswege rechtskräftig entſchieden iſt. Im übrigen finden auf das Verfahren die Vorſchriften 
der §§ 52, 115, 116, 119 bis 126 des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 
(Geſetzſamml. S. 195 ff.) ſinngemäße Anwendung. 

(2) Gegen den Beſchluß des Bezirksausſchuſſes findet innerhalb zweier Wochen der Antrag auf mündliche 
Verhandlung im Verwaltungsſtreitverfahren ſtatt. Die Entſcheidung des Bezirksausſchuſſes im Verwaltungs: 
ſtreitverfahren iſt endgültig. 

(3) Der Antrag auf mündliche Verhandlung hat keine aufſchiebende Wirkung. Der Bezirksausſchuß 
kann indeſſen die Vollſtreckung der Anordnung auf Antrag oder von Amts wegen bis zur endgültigen 
Entſcheidung ausſetzen. Vor der Ausſetzung iſt der Fürſorgeverband zu hören. 


§ 24. N 

(1) Die Vollſtreckung des Beſchluſſes liegt dem antragſtellenden Fürſorgeverbande ob. Der vorläufig 
fürſorgepflichtige Fürſorgeverband ift berechtigt, fie dem Erſtattungspflichtigen zu überweiſen. 

(2) Die Fürſorgeverbände ſind berechtigt, die einer Arbeitsanſtalt überwieſenen Perſonen in Anſtalten 
außerhalb ihres Bezirkes unterzubringen oder ihnen Arbeiten auch ohne Aufnahme in eine geſchloſſene 
Arbeitsanſtalt anzuweiſen. 

8 25. 

(1) Die Entlaſſung aus der Arbeitsanſtalt iſt von dem Fürſorgeverbande zu verfügen, ſobald die 
geſetzlichen Vorausſetzungen der Unterbringung weggefallen ſind. 

(2) Beantragt der Untergebrachte die Aufhebung des Unterbringungsbeſchluſſes mit der Behauptung, 
daß deſſen Vorausſetzungen weggefallen find, fo entſcheidet über dieſen Autrag der Bezirksausſchuß, der den 
Beſchluß erlaſſen hat; für das Verfahren gelten die Vorſchriften des § 23. 


§ 26. 
(1) Der Fürſorgeverband kann den Untergebrachten für eine angemeſſene Zeit beurlauben. Beibt der 
Beurlaubte oder ein Unterhaltsberechtigter während der Beurlaubung fürſorgebedürftig ($ 21), ſo kann 
auf Antrag des Fürſorgeverbandes durch Beſcheid des Vorſitzenden des Bezirksausſchuſſes, der den Unter⸗ 
bringungsbeſchluß erlaſſen hat, die Wiedereinlieferung des Beurlaubten verfügt werden. In dem Beſcheid 
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iſt den Beteiligten zu eröffnen, daß fie befugt find, innerhalb zweier Wochen auf Beſchlußfaſſung durch das 
Kollegium anzutragen. Dieſes entſcheidet endgültig. Im übrigen finden die Vorſchriften des § 117 Abſ. 4 
und 5 des Landesverwaltungsgeſetzes mit der Maßgabe Anwendung, daß der Antrag auf Beſchlußfaſſung 
durch das Kollegium keine aufſchiebende Wirkung hat. 

(2) Wird während der Beurlaubung eine Wiedereinlieferung nicht verfügt, fo gilt der Beurlaubte als 
endgültig entlaſſen. 8 A 

(3) Wird der Antrag auf Beurlaubung von dem Untergebrachten nach Ablauf von drei Monaten feit 
der Unterbringung oder der Wiedereinlieferung oder der Ablehnung eines ſolchen Antrages geſtellt, ſo hat, 
wenn der Fürſorgeverband dem Antrage nicht entſprechen will, der Vorſitzende des Bezirksausſchuſſes, der 
den Unterbringungsbeſchluß erlaſſen hat, einen Beſcheid zu erteilen. Auf das Verfahren finden Satz 2 
und 3 des Abf. 1 Anwendung. 5 

(4) Wenn die Unterbringung ein Jahr gedauert hat, muß der Untergebrachte auch ohne Antrag beur- 
a werden. Eine erneute Unterbringung darf alsdann erſt nach Ablauf von drei Monaten beſchloſſen 
werden. 

$ 27. REN 

Aus dem Arbeitsverdienfte des Untergebrachten find zunächſt die Koſten der Unterbringung zu decken. 
Aus dem Überſchuß ſind die Koſten der Fürſorge, die den Angehörigen des Untergebrachten für die Zeit der 
Unterbringung gewährt wird, zu beſtreiten. Der dann noch verbleibende Reſt iſt dem Untergebrachten bei 
der Entlaſſung auszuhändigen. N 

a $ 28. 

Für jede Arbeitsanſtalt ift eine Hausordnung aufzuftellen, welche Vorſchriften über die Aufnahme und 
Behandlung, die Art der Beſchäftigung und Entlohnung ſowie über die Berechnungsweiſe der Koſten der 
Unterbringung ($ 27) enthalten muß und der ſtaatlichen Beſtätigung bedarf. Dies gilt ſinngemäß, wenn 
dem Untergebrachten ohne Aufnahme in eine geſchloſſene Arbeitsanſtalt Arbeit angewieſen wird. 


= 8 20. 

(1) Die Polizeiverwaltungen find verpflichtet, die zur Vorbereitung des Unterbringungsverfahrens und 
zur Durchführung der Vollſtreckung etwa erforderliche Hilfe zu gewähren. 

(2) Insbeſondere Haben. fie auf Antrag des Fürſorge gewährenden Fürforgeverbandes den gemäß § 21 
Unterzubringenden, der einer Vorladung der Fürſorgebehörde nicht Folge leiſtet, an Stelle der Fürſorge⸗ 
behörde zu vernehmen oder dieſer vorzuführen. 

(3) Die entſtehenden Transportkoſten fallen in allen Fällen dem endgültig fürſorgepflichtigen Fürſorge— 
verband zur Laſt. 5 5 


§ 30. 

(1) Auf Antrag des die Fürſorge gewährenden Fürſorgeverbandes kann durch Beſchluß des Kreis 
(Stadt.) Ausſchuſſes nach Anhören der Beteiligten den nach den Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuches 
Unterhaltspflichtigen oder nach §S 22 der Verordnung über die Fürſorgepflicht Erſatzpflichtigen auferlegt 
werden, dem Hilfsbedürftigen nach Maßgabe ihrer geſetzlichen Verpflichtung den erforderlichen Unterhalt zu 
gewähren oder dem Fürſorgeverband für die Koften der Fürſorge Erſatz zu leiſten. Auf den Vater eines 
unehelichen Kindes findet dieſe Vorſchrift nur inſoweit Anwendung, als ex feine Vaterſchaft nach $ 1718 BGB. 
anerkannt hat oder ſeine Unterhaltspflicht in einem vollſtreckbaren Titel feſtgeſtellt iſt. 

(2) Die Beſchlußfaſſung ſteht dem Kreis- (Stadt) Ausſchuß, in welchem der in Anſpruch genommene 
Uuterhaltspflichtige oder Erſatzpflichtige feinen Wohnſitz hat, zu. Hat der Unterhaltspflichtige oder Erſatz⸗ 
pflichtige im Inland keinen Wohnſitz, fo treten au die Stelle der Behörden des Wohnſitzes die Behörden 
des Aufenthaltsortes. Die Vorſchriften des § 59 des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 
30. Juli 1883 finden keine Anwendung. Der Beſchluß iſt mit Gründen zu verſehen. Gegen den Beſchluß— 
iſt nur der Rechtsweg zuläſſig. 8 

(3) Der Beſchluß des Kreis- (Stadt-) Ausſchuſſes iſt vorläufig und nur ſolange vollſtreckbar, bis 
mittels rechtskräftigen gerichtlichen Urteils eine abändernde Entſcheidung erfolgt iſt. Im letzteren Falle hat 
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der antragſtellende Fürſorgeverband dem in Auſpruch genommenen Auterhaltspflichtigen oder Erſatzpflichtigen 
das bis dahin Geleiſtete oder das zu viel Wee zu Tſtakkens Im Weigerungsfalle iſt er hierzu im, 
Aufſichtswege anzuhalten. 

(4) Im übrigen kaun ein Färſorgeberbad in allen Fällen, ſoweit nicht die Vorſchriften, betreffend 
das Verfahren in Streitſachen zwiſchen Fürſorgeverbänden, zur Anwendung kommen, die Erſtaktüng bereits 
verausgabter Fürſorgekoſten nur im gerichtlichen Verfahren beanſpruchen. . 


§ 31 
Ein Unterhalts- und Erſatzpflichtiger kann bei dem vorläufig oder endgültig verpflichteten Fürſorge— 
verband beantragen, daß dieſer gemäß den Vorſchriften des § 21 die Unterbringung des Hilfsbedürftigen 
oder der Perſon, die den Hilfsbedürftigen durch Verletzung der Unterhaltspflicht der öffentlichen Fürſorge 
hat anheimfallen laſſen, betreibt. Gegen die Ablehnung des Autrages ſteht die Beſchwerde beim Bezirks- 
ausſchuß zu, der endgültig entſcheidet. 932 


Das ns über die Zuſtändigkeit der Denbalkiag. und Verwaltungsgerichtsbehörden vom J. . Auguſt 1883 
(Gefehfamml. S . 257) wird wie folgt geändert; 


1. Im 6. Titel wird die Überſchrift „Armenangelegenheiten“ durch die Worte „Angelegenheiten = 
öffentlichen Fürſorge“ erſetzt; 
2. § 39 erhält folgende Faſſung: 

Streitigkeiten zwiſchen Fürſorgeverbänden wegen öffentlicher Fürſorge für Hilfs— 
bedürftige werden im Verwaltungsſtreitverfahren entſchieden. 

Zuſtändig in erſter Inſtanz iſt der Bezirksausſchuß. Dieſer entſcheidet endgültig, 
ſoweit die Organiſation oder die örtliche Abgrenzung der einzelnen Fürſorgeverbände Gegen 
ſtand des Streites iſt. Im übrigen findet gegen deſſen Entſcheidung unter Ausſchluß aller 
ſonſtiger Rechtsmittel die Berufung an das Bundesamt für das Heimatweſen ſtatt und 
behält es bei den Beſtimmungen des 1 über den Unterſtützungswohnſitz in der 
Faſſung vom 30. Mai 1908 (Reichsgeſetzbl. S. 381) ſein Bewenden; 


; a § 40 find die Worte „9, 10 und 12“ und die Worte „und in den Geſamtarmenverbänden 
ſowie über die Genehmigung zur n von Geſamtarmenverbänden ($ 14 a. a. O 2" 
zu ſtreichen; RX 
4. § 41 wird aufgehoben; 


5. Im 8 42 iſt das Wort „Ortsarmenverbänden“ durch B Bezirksfürſorgeverbänden“, das Wort 
„Landarmenverbände“ durch „Landesfürſorgeverbände“ zu erſetzen. Die Worte „( 36 des Geſetzes 
vom 8. März 1871)“ durch die Worte „E 13 der maar eardgug vom 17. April 1924 
zur Verordnung über die Fürſorgepflicht vom 13. Februar 1 Sgeſetzbl. 1S. 100 — )“ zu 
erſeten / 5 
6. § 43 wird aufgehoben; 
s An die Stelle des § 44 Abſ. 1 und 2 tritt folgender Abſatz 1 


Auf Beſchwerden und Einſprüche, betreffend die Verpflichtung zur Teilnahme an den 
Laſten der Armenpflege in Gutsbezirken (§ 8 des Geſetzes vom 8. März 1871) beſchließt 
der Gutsvorſteher. Gegen den Beſchluß findet innerhalb zwei Wochen die Klage im Ver 
a ſtatt. Zuſtändig iſt in erſter Juſtanz der Kreisausſchuß. f 
§ 44 Abſ. 4 Satz 2 wird geſtrichen; 
8. Im § 161 8119 die Zahl 41 geſtrichen. 


las 8 


-1- 


833 
83 


(1) Die SS 6, 8, 38, 57, 58 und 59 des Geſetzes, Si Sie Ausführung des Bundesgeſetzes über 
den Wa n emgenohüſſt, vom 8. März 1871 (Geſetzſamml. S. 130) in der Faſſung des Geſetzes vom 


HGeſetſammlung 1924. (Nr. 1282412828) 39 


a 


11. Juli 1891 (Geſetzſamml. S. 300) und des Geſetzes vom 23. Juli 1912 (Geſetzſamml. S. 195), das im 
übrigen aufgehoben wird, finden entſprechende Anwendung. 

(2) § des Geſetzes über die öffentliche Krüppelfürſorge vom 6. Mai 1920 (Geſetzſamml. S. 280) wird 
aufgehoben. 

i 8 34. 

Die Bezirksfürſorgeverbände ſind Rechtsnachfolger der durch dieſe Verordnung aufgehobenen Geſamt⸗ 
armenverbände. 

8 35. 

Die Landkreiſe haben an dem Gemeindeanteil an der Hauszinsſteuer, den ſie gemäß § 12 der Preußiſchen 
Steuernotverordnung vom J. April 1924 (Geſetzſamml. S. 191) erhalten, die Gemeinden (Gutsbezirke, engeren 
Gemeindeverbände) zu beteiligen, denen die Durchführung von Fürſorgeaufgaben übertragen iſt. Die näheren 
Beſtimmungen treffen die zuſtändigen Miniſter, wobei der Teil des nicht vom Kreiſe zu tragenden Fürſorge⸗ 
aufwandes angemeſſen zu berückſichtigen iſt. 

8 36. 

(4) Nach Erlaß der Grundſätze gemäß § 6 der Verordnung über die Fürſorgepflicht vom 13. Februar 1923 
(Reichsgeſetzbl. I S. 100) iſt der Miniſter für Volkswohlfahrt berechtigt, Beſtimmungen über Vorausſetzung, 
Art und Maß der zu gewährenden Fürſorge zu erlaſſen. 

(2) Bis zum Erlaſſe dieſer Beſtimmungen bleiben die Beſtimmungen der ss l und 64 zu a des Geſetzes, 


betreffend die Ausführung des Bundesgeſetzes über den Unterſtützungswohnſitz, vom 8. März 1871 (Geſetzſamml. 
S. 130) in Kraft. 
(3) Das Staatsminiſterium hat ſechs Monate nach der Aufftellung der endgültigen, gemäß 8 6 der 


Verordnung über die Fürſorgepflicht vom 13. Februar 1924 von der Reichsregierung erlaſſenen Grundſätze 
einen Geſetzentwurf über Vorausſetzung, Art und Maß der zu gewährenden Fürſorge dem Landtage vorzulegen. 


8 37. 


Soweit in ſonſtigen Geſetzen oder Verordnungen Landarmenverbände oder Ortsarmenverbände erwähnt 
ſind, treten an deren Stelle die nach dieſer Verordnung verpflichteten Landes⸗ oder Bezirksfürſorgeverbände. 


$ 38 i 
5 . 

Bis zum 30. April 1924 haben die nach den bisherigen Beſtimmungen verpflichteten Gemeinden und 
Gemeindeverbände die Fürſorgeleiſtungen vorſchußweiſe für die nach dieſer Verordnung verpflichteten Fürſorge⸗ 
verbände zu gewähren. 

$ 39. 
Dieſe Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. April 1924 in Kraft. 


Berlin, den 17. April 1924. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
(Siegel.) Für den Miniſter für Volkswohlfahrt: 
Braun. Siering. 
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(Nr. 12826.) Verordnung zur Anderung des Gewerbe⸗ und Handelslehrer⸗Dienſteinkommensgeſetzes. 
Vom 22. April 1924. 


Das Staatsminiſterium erläßt gemäß Artikel 55 der Verfaſſung in Übereinftimmung mit dem Ständigen 
Ausſchuſſe des Landtags die folgende Verordnung mit Geſetzeskraft: 


Artikel J. 

Das Gewerbe- und Handelslehrer-Dienſteinkommensgeſetz in der Faſſung der Bekanntmachung vom 
17. Oktober 1922 (Geſetzſamml. S. 319) und des Geſetzes vom 25. Auguſt 1923 (Geſetzſamml. S. 413) wird 
wie folgt geändert: 

a) § 16 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 

(2) In dieſem Falle ſind zur Leiſtung von Beiträgen für jeden von ihnen beſchäftigten Arbeiter 
und Angeſtellten verpflichtet: 

a) ſämtliche Gewerbetreibende des Bezirks; 

p) ſämtliche nichtgewerbetreibende Arbeitgeber des Bezirks, ſoweit die Jugendlichen der einzelnen, 

bei ihnen beſchäftigten Arbeiter- und Angeſtelltengruppen berufsſchulpflichtig ſind. 
p) Hinter Abſ. 2 wird ein neuer Abſ. 3 mit folgendem Wortlaut eingefügt: N 

(3) Die Gemeinden (weiteren Kommunalverbände) können mit Genehmigung der Schulauffichts- 
behörde einzelne Gruppen der nach Abf. 2 zur Leiſtung von Beiträgen Verpflichteten von der Bei— 
tragspflicht ausnehmen. 5 

o) Abſ. 3 wird Abf. 4 und erhält folgenden Wortlaut: 

(4) Die Höhe der Schulbeiträge und die von der Beitragspflicht auszunehmenden einzelnen 
Gruppen werden nach Anhörung der beteiligten geſetzlichen Berufsvertretungen durch Beſchluß der 
Gemeinde (des weiteren Kommunalverbandes) beſtimmt. Die Feſtſetzung kann mit Genehmigung der 
Schulaufſichtsbehörde für einzelne Gruppen der Beitragspflichtigen in verſchiedener Höhe erfolgen. 

d) Hinter dem neuen Abſ. 4 werden folgende neue Abſätze 5 und 6 eingefügt: 

as (5) Die Gemeinden (weiteren Kommunalverbände) find ermächtigt, nach Anhörung der geſetzlichen 
Berufsvertretungen eine andere als die im Abſ. 2 für die Erhebung der Schulbeiträge vorgeſehene 
Form durch Satzung zu beſchließen. 

(6) Der Miniſter für Handel und Gewerbe wird ermächtigt, rechtsverbindliche Beſtimmungen 
darüber zu erlaſſen, welche Unterlagen den Berufsvertretungen zu übermitteln ſind, ſowie die Friſten 
feſtzuſetzen, innerhalb deren die Verhandlungen zwiſchen den Gemeinden (weiteren Kommunalverbänden) 
und den Berufsvertretungen zu führen ſind. 

e) Abſ. 4, 5, 6, 7 und 8 werden Abſ. 7, 8, 9, 10 und 11. 
) $ 17 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 

(1) Zur Gewährung von Zuſchüſſen für die Aufbringung der perſönlichen Unterhaltskoſten ſämt⸗ 
licher Berufsſchulen ſtellt der Staat für jeden Schulpflichtigen einen Betrag von 3 / durch den 
Staatshaushalt bereit. Bei weſentlicher Veränderung der perſönlichen Unterhaltskoſten kann der 
Betrag durch den Staatshaushalt anderweit feſtgeſetzt werden. 


Artikel II. 
Dieſe Verordnung tritt am 1. April 1924 in Kraft und am 1. April 1925 außer Kraft. 
Berlin, den 22. April 1924. 


Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. v. Richter. Siering. 


(Nr. 12827.) Zweite Ausführungsverordnung des Minifters für Volkswohlfahrt zum Geſetz über Mieterſchutz 
und Mieteinigungsämter vom 1. Juni 1923 (Reichsgeſetzbl. I S. 353). Vom 7. April 1924. 


Auf Grund des Artikels I Ziffer 2 der Verordnung der Reichsregierung zur Anderung des Mietexſchutzgeſetzes 
vom 24. Dezember 1923 (Reichsgeſetzbl. S. 1247) ordne ich mit ſofortiger Wirkung an, daß die Vorſchriften 
der §§ 1 bis 31 des Geſetzes über Mieterſchutz und Mieteinigungsämter vom 1. Juni 1923 auch auf Neu⸗ 
bauten oder durch Um⸗ oder Einbauten neu geſchaffene Räume Anwendung finden, die nach dem 1. Juli 1918 
bezugsfertig geworden ſind oder künftig bezugsfertig werden, und für die Zuſchüſſe aus öffentlichen Mitteln 
gegeben ſind. 


= Berlin, den 7. April 1924. 


.r 


Der Preußiſche Miniſter für Volkswohlfahrt. 


Hirtſiefer. 


(Nr. 12828.) Verordnung über die Anwendung der Vorſchriften der SS 8, 9 des Preußiſchen Gerichts- 
koſtengeſetzes auf die Vergütung für die Berufstätigkeit der rheiniſchen Notare. Vom 
9. April 1924. 


Auf Grund des Artikels II Abf. 2 des Geſetzes zur Linderung der Notlage der rheiniſchen Notare vom 
2. Januar 1924 (Geſetzſamml. S. 5) verordne ich für den früheren Geltungsbereich des rheiniſchen Rechtes: 
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Soweit auf Grund des Geſetzes vom 2. Januar 1924 die Notare für Beurkundungen ausſchließlich zuſtändig 
find, finden die SS 8, 9 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes vom 28. Oktober 1922 (Geſetzſamml. S. 363) 
in der Faſſung des Geſetzes vom 12. April 1923 (Geſetzſamml. S. 107) auf die Vergütung für die Berufs⸗ 
tätigkeit der Notare Anwendung. Die Befugnis zur Erhebung der im § 51 des Preußiſchen Gerichtskoſten⸗ 
geſetzes und im § 6 der Gebührenordnung für die Notare bezeichneten Zuſatzgebühren bleibt unberührt. 

Die Vorſchrift im § 1 Satz 1 findet keine Anwendung: 

J. in den Fällen des Artikels 12 § 2 des Ausführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche vom 
20. September 1899 (Geſetzſamml. S. 177) und 

2. bei Beurkundungen, für die auf Verlangen des Auftraggebers außer der Beurkundung noch be⸗ 

ſondere Vorarbeiten (Ermittelungen aus Akten, Grundbüchern, Urkunden, Kirchenbüchern oder 
Standesregiſtern, Berechnungen und dergleichen) vorzunehmen find, wenn der Notar den Auftrag⸗ 
geber vor Vornahme der verlangten Vorarbeiten darauf hingewieſen hat, daß dieſe die Be— 
urkundung gebühreupflichtig machen. 


8 3 
Ss . 
Die Verordnung tritt mit dem auf ihre Verkündung folgenden Tage in Kraft. 
Berlin, den 9. April 1924. 5 5 
Der Juſtizminiſter. 
am Zehnhoff. 
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